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583274-2025 - Wettbewerb

Deutschland — Informationssysteme und Server — LKA BW; Beschaffung von Servern nebst
Support

OJ S 171/2025 08/09/2025

Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung — Standardregelung

Lieferleistungen

1. Beschaffer

1.1. Beschaffer
Offizielle Bezeichnung: Landeskriminalamt Baden-Wurttemberg
E-Mail: stefan.mager@Iluther-lawfirm.com
Rechtsform des Erwerbers: Regionale Gebietskdrperschaft
Tatigkeit des offentlichen Auftraggebers: Offentliche Ordnung und Sicherheit

2. Verfahren

2.1. Verfahren
Titel: LKA BW; Beschaffung von Servern nebst Support
Beschreibung: Im Rahmen der Beschaffung werden Server nebst Support ausgeschrieben.
Aufgrund bereits vorhandener Infrastruktur werden produktspezifisch ausschlieRlich Fujitsu-
Produkte angefragt. Die Lieferung anderweitiger Produkte kommt nicht in Betracht, da
andernfalls Kompatibilitatsprobleme bestehen. Das Nahere ergibt sich aus den
Vergabeunterlagen.
Kennung des Verfahrens: eeb42927-6a4a-4c24-8103-074013ea4378
Interne Kennung: 1123.2-19-OIT-Server-2025
Verfahrensart: Offenes Verfahren
Das Verfahren wird beschleunigt: nein
Zentrale Elemente des Verfahrens: 1. Das vom Auftraggeber durchgefihrte Verfahren ist ein
Offenes Verfahren nach Maligabe der VgV. Die vergaberechtlichen Grundsatze der
Transparenz des Verfahrens und der Gleichbehandlung aller Bieter werden im gesamten
Verfahren streng beachtet. 2. Achtung: Das Offene Verfahren lasst keine Verhandlungen zu.
Der Auftraggeber wird daher weder Uber den Vertrag noch das Preisangebot des Bieters
verhandeln. Die Bieter sind deswegen dazu aufgerufen, den Vertrag mit ihnrem Angebot ohne
Anderungen anzuerkennen und sogleich das bestmdgliche Angebot (preislich) zu legen. 3.
Diese Bekanntmachung leitet das Vergabeverfahren ein. Die fur die Teilnahme am Verfahren
erforderlichen Formulare kénnen Uber den angegebenen Link heruntergeladen werden. 4. Die
Vergabeunterlagen enthalten weitere Informationen Gber den Beschaffungsbedarf des
offentlichen Auftraggebers, insbesondere Angaben zu Eignungs- und Zuschlagskriterien. Die
Vergabeunterlagen sind von Beginn des Verfahrens an uber die angegebene Internetplattform
abrufbar. 5. Auskunftsersuchen des Interessenten sind ausschlie3lich Gber die
Vergabeplattform an den Auftraggeber zu richten. Andere Stellen durfen keine Auskunfte
erteilen. Dennoch anderweitig erlangte Auskuinfte sind unbeachtlich. 6. Die von Bietern
erbetenen, personenbezogenen Angaben werden im Rahmen des Vergabeverfahrens
verarbeitet und gespeichert (Datenschutzklausel). Die Angaben sind Voraussetzung flr die
Berucksichtigung eines Angebotes. Insoweit ist das Informationsblatt "Information zur
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Umsetzung der datenschutzrechtlichen Vorgaben nach der Datenschutzgrundverordnung
(DSGVO) beim Prasidium Technik, Logistik, Service der Polizei Baden-Wurttemberg bei der
Vergabe von offentlichen Auftragen" zur Kenntnis zu nehmen.

21.1. Zweck
Art des Auftrags: Lieferleistungen
Haupteinstufung (cpv): 48800000 Informationssysteme und Server
Zusatzliche Einstufung (cpv): 30211000 Zentralrechner, 30213000 Personalcomputer,
48820000 Server, 48821000 Netzwerkserver, 48822000 Computerserver

2.1.2. Erfullungsort
Stadt: Stuttgart
Land, Gliederung (NUTS): Stuttgart, Stadtkreis (DE111)
Land: Deutschland

2.1.4. Allgemeine Informationen
Zusatzliche Informationen: Bekanntmachungs-ID: CXP4D6V5PSN
Rechtsgrundlage:
Richtlinie 2014/24/EU
VgV -

2.1.6. Ausschlussgriinde
Quellen der Ausschlussgrinde: Bekanntmachung
Verstol gegen die in den rein innerstaatlichen Ausschlussgrinden verankerten
Verpflichtungen: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgriinde nach §§ 123 bis 126 GWB
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgrinde
nach §§ 123 bis 126 GWB
Terroristische Straftaten oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitaten:
Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgriinde nach §§ 123 bis 126 GWB
Geldwasche oder Terrorismusfinanzierung: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgrinde
nach §§ 123 bis 126 GWB
Betrug: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgrunde nach §§ 123 bis 126 GWB
Korruption: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgrinde nach §§ 123 bis 126 GWB
Kinderarbeit und andere Formen des Menschenhandels: Zwingende bzw. fakultative
Ausschlussgrunde nach §§ 123 bis 126 GWB
Verstol gegen die Verpflichtung zur Entrichtung von Steuern: Zwingende bzw. fakultative
Ausschlussgrunde nach §§ 123 bis 126 GWB
Verstol gegen die Verpflichtung zur Entrichtung von Sozialversicherungsbeitragen:
Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgriinde nach §§ 123 bis 126 GWB
Verstol? gegen umweltrechtliche Verpflichtungen: Zwingende bzw. fakultative
Ausschlussgrunde nach §§ 123 bis 126 GWB
Verstol gegen sozialrechtliche Verpflichtungen: Zwingende bzw. fakultative
Ausschlussgrunde nach §§ 123 bis 126 GWB
Verstol gegen arbeitsrechtliche Verpflichtungen: Zwingende bzw. fakultative
Ausschlussgrunde nach §§ 123 bis 126 GWB
Zahlungsunfahigkeit: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgrinde nach §§ 123 bis 126 GWB
Verwaltung der Vermdgenswerte durch einen Insolvenzverwalter: Zwingende bzw. fakultative
Ausschlussgrunde nach §§ 123 bis 126 GWB
Einstellung der gewerblichen Tatigkeit: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgrinde nach §§
123 bis 126 GWB
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Der Zahlungsunfahigkeit vergleichbare Lage gemal} nationaler Rechtsvorschriften: Zwingende
bzw. fakultative Ausschlussgriinde nach §§ 123 bis 126 GWB

Schwerwiegendes berufliches Fehlverhalten: Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgrinde
nach §§ 123 bis 126 GWB

Vereinbarungen mit anderen Wirtschaftsteilnehmern zur Verzerrung des Wettbewerbs:
Zwingende bzw. fakultative Ausschlussgriinde nach §§ 123 bis 126 GWB

Interessenkonflikt aufgrund seiner Teilnahme an dem Vergabeverfahren: Zwingende bzw.
fakultative Ausschlussgrinde nach §§ 123 bis 126 GWB

Direkte oder indirekte Beteiligung an der Vorbereitung des Vergabeverfahrens: Zwingende
bzw. fakultative Ausschlussgriinde nach §§ 123 bis 126 GWB

Vorzeitige Beendigung, Schadensersatz oder andere vergleichbare Sanktionen: Zwingende
bzw. fakultative Ausschlussgriinde nach §§ 123 bis 126 GWB

Tauschung, Zurlckhaltung von Informationen, Unfahigkeit zur Vorlage erforderlicher
Unterlagen oder Erlangung vertraulicher Informationen zu dem Verfahren: Zwingende bzw.
fakultative Ausschlussgrinde nach §§ 123 bis 126 GWB

5. Los

5.1. Los: LOT-0001
Titel: LKA BW; Beschaffung von Servern nebst Support
Beschreibung: Gegenstand der Ausschreibung ist die Aufstockung der Kapazitat durch neue
Server nebst Support fur das Landeskriminalamt Baden-Wurttemberg. Der Auftrag umfasst die
Lieferung von nachfolgend beschriebenen Komponenten und beschriebenen Leistungen: - 2 x
Virtualisierungsserver mit GPU Vorbereitung; PRIMERGY RX2540 M7, einschliel3lich Fsas
Technologies Support Pack Hardware 5 Jahre Onsite Service 9x5 NBD HDD Retention. - 4 x
Virtualisierungsserver mit GPU; PRIMERGY RX2540 M7, einschlie3lich Fsas Technologies
Support Pack Hardware 5 Jahre Onsite Service 9x5 NBD HDD Retention. - 10 x Firewall
Server; PRIMERGY RX2530 M7, einschlieB3lich Fsas Technologies Support Pack Hardware 5
Jahre Onsite Service 9x5 NBD HDD Retention. - 3x Server, PRIMERGY RX2530 M7,
einschliel3lich Fsas Technologies Support Pack Hardware 5 Jahre Onsite Service 9x5 NBD
HDD Retention. - 2x Cold-StandBy Festplatten; 2x 240GB SSD, Kompatibel mit Server und
Firewalls. - 2x Cold-StandBy Server; 2x 240GB SSD, Kompatibel mit Server und Firewalls. Die
Einzelheiten des Auftrags kdnnen dem Leistungsverzeichnis entnommen werden. Die o0.g.
Produkte bieten erweiterte Mdglichkeiten der Serververwaltung per Remoteschnittstelle
(iRMC, eLCM). Besagte Dienste werden bei der bereits bestehenden Infrastruktur genutzt. Die
zu beschaffenden Server mussen direkt mit eingebunden werden. Produkte die diese
Remoteschnittstellen nicht aufweisen sind zu dem bei 1530 eingesetzten Monitoring und
Automatisierungssystem inkompatibel und kdnnen daher nicht angebunden werden. Alle
angebotenen Systeme mussen Uber das Produkt Fujitsu Infrastuctur Manager (ISM)
vollstandig verwaltbar sein. Es gilt zur Lieferung Folgendes: Die vollstandige Lieferung hat
innerhalb von 14 Wochen nach Zuschlagserteilung zu erfolgen.
Interne Kennung: 1123.2-19-OIT-Server-2025

5.1.1. Zweck
Art des Auftrags: Lieferleistungen
Haupteinstufung (cpv): 48800000 Informationssysteme und Server
Zusatzliche Einstufung (cpv): 30211000 Zentralrechner, 30213000 Personalcomputer,
48820000 Server, 48821000 Netzwerkserver, 48822000 Computerserver

5.1.2. Erfullungsort
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Stadt: Stuttgart
Land, Gliederung (NUTS): Stuttgart, Stadtkreis (DE111)
Land: Deutschland

5.1.3. Geschatzte Dauer
Laufzeit: 60 Monate

5.1.6. Allgemeine Informationen
Vorbehaltene Teilnahme:
Teilnahme ist nicht vorbehalten.
Die Namen und beruflichen Qualifikationen des zur Auftragsausfuhrung eingesetzten
Personals sind anzugeben: Nicht erforderlich
Auftragsvergabeprojekt nicht aus EU-Mitteln finanziert
Die Beschaffung fallt unter das Ubereinkommen Uber das 6ffentliche Beschaffungswesen: ja
Diese Auftragsvergabe ist auch flr kleine und mittlere Unternehmen (KMU) geeignet: nein

5.1.7. Strategische Auftragsvergabe
Ziel der strategischen Auftragsvergabe: Keine strategische Beschaffung

5.1.9. Eignungskriterien
Quellen der Auswabhlkriterien: Bekanntmachung
Kriterium: Eintragung in das Handelsregister
Beschreibung des Auswabhlkriteriums: Alle geforderten Nachweise und Erklarungen sind mit
dem Angebot vorzulegen. Im Falle einer Bietergemeinschaft sind samtliche unter diesem
Abschnitt "Eintragung in das Handelsregister" aufgefihrten Unterlagen jeweils von allen
Mitgliedern der Bietergemeinschaft vorzulegen. Die unter den Abschnitten "Technische und
berufliche Leistungsfahigkeit" und "Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfahigkeit"
aufgefuhrten Unterlagen konnen fur die Bietergemeinschaft insgesamt vorgelegt werden. Die
Vergabestelle behalt sich vor Zuschlagserteilung vor, Flhrungszeugnisse sowie
Gewerbezentralregisterauszige zu fordern. In jedem Fall erfolgt vor Erteilung des Zuschlags
eine Abfrage bei dem Wettbewerbsregister. Auslandische Bieter haben gleichwertige
Nachweise der fir sie zustandigen Behorde/Institution ihres Heimatlandes beizubringen.
Zusatzlich sind diese ins Deutsche zu Ubersetzen. Folgende Eigenerklarungen und Nachweise
sind im Einzelnen erforderlich: 1. Soweit zutreffend: Bietergemeinschaftserklarung. Hierfur ist
das Formular | "Erklarung der Bietergemeinschaft" zu verwenden; 2. Eigenerklarung zum
Nichtvorliegen von Ausschlussgrinden nach §§ 123, 124 GWB. Die Erklarung kann durch die
Abgabe des den Vergabeunterlagen beigefugten Formulars Il "Eigenerklarung zur
Zuverlassigkeit des Bieters bzw. der Bietergemeinschaftsmitglieder" erbracht werden; 3.
Aktueller Auszug aus dem Handels- oder Berufsregister nach Maligabe der
Rechtsvorschriften des Herkunftslandes. Falls keine Eintragungspflicht im Handelsregister
besteht, eine formlose Erklarung, weshalb fur den Bieter keine Eintragungspflicht besteht
nebst Angaben zu vertretungsberechtigten Personen. 4. Erklarung zu § 19 Abs. 3 MiLoG.
Hierflr ist das Formular [Il "Erklarung zu § 19 Abs. 3 MiLoG" zu verwenden. 5. Eigenerklarung
zur Umsetzung von Artikel 5k Absatz 3 der Verordnung (EU) 2022/576 des Rates vom 8. April
2022. Hierfur ist das Formular IV "Eigenerklarung zur Umsetzung von Artikel 5k Absatz 1 der
Verordnung (EU) Nr. 833/2014 in der Fassung des Art. 1 Ziff. 22 der Verordnung (EU) 2023
/1214 des Rates vom 23. Juni 2023" zu verwenden.

Kriterium: Berufliche Risikohaftpflichtversicherung

Beschreibung des Auswabhlkriteriums: Die unter diesem Abschnitt "Berufliche
Risikohaftpflichtversicherung" geforderten Erklarungen und Nachweise sind vom Bieter bzw.
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einer Bietergemeinschaft als solcher oder getrennt von jedem Mitglied vorzulegen. Im Ubrigen
gilt das unter Abschnitt "Eintragung in das Handelsregister" ausgefiihrte. Geforderte
Erklarungen/Nachweise sind: 6. Eigenerklarung uber das Bestehen einer
Betriebshaftpflichtversicherung unter Angabe der jeweiligen Deckungssummen. Hierflr ist das
Formular V "Eigenerklarung zu der Betriebshaftpflichtversicherung" zu verwenden.

Kriterium: Durchschnittlicher Jahresumsatz

Beschreibung des Auswahlkriteriums: Die unter diesem Abschnitt "Durchschnittlicher
Jahresumsatz" geforderten Erklarungen und Nachweise sind vom Bieter bzw. einer
Bietergemeinschaft als solcher oder getrennt von jedem Mitglied vorzulegen. Im Ubrigen gilt
das unter Abschnitt "Eintragung in das Handelsregister" ausgefuhrte. Geforderte Erklarungen
/Nachweise sind: 7. Erklarung zum Gesamtumsatz des Unternehmens in EUR (netto) jeweils
bezogen auf die letzten 3 abgeschlossenen Geschéftsjahre. Hierfur ist das Formular VI
"Eigenerklarung zum Gesamtumsatz" zu verwenden und vollstandig auszufillen.

Kriterium: Durchschnittliche jahrliche Belegschaft

Beschreibung des Auswabhlkriteriums: Die unter diesem Abschnitt "Durchschnittliche jahrliche
Belegschaft" geforderten Erklarungen und Nachweise sind vom Bieter bzw. einer
Bietergemeinschaft als solcher oder getrennt von jedem Mitglied vorzulegen. Im Ubrigen gilt
das unter Abschnitt " Eintragung in das Handelsregister " ausgefihrte. Geforderte Erklarungen
/Nachweise sind: 8. Eigenerklarung zum Unternehmen mit Aussagen zu (i) Hauptsitz des
Unternehmens, (ii) Griindungsjahr, (iii) Gesellschafter und Konzernzugehorigkeit und (iv)
Standorte, von denen aus der Auftraggeber betreut werden soll. Hierzu ist das Formular VII
"Eigenerklarung zum Unternehmen" zu verwenden.

Kriterium: Referenzen zu bestimmten Lieferungen

Beschreibung des Auswabhlkriteriums: Die unter diesem Abschnitt "Referenzen zu bestimmten
Lieferungen" geforderten Erklarungen und Nachweise sind vom Bieter bzw. einer
Bietergemeinschaft als solcher oder getrennt von jedem Mitglied vorzulegen. Im Ubrigen gilt
das unter Abschnitt "Eintragung in das Handelsregister ausgefihrte. Geforderte Erklarungen
/Nachweise sind: 9. Es ist mindestens eine Eigenerklarung Uber Unternehmensreferenzen des
Bieters einzureichen, die die folgenden Mindestanforderungen umfasst: (i) die Lieferung von
Servern, (ii) der Lieferumfang umfasste ein Auftragsvolumen von mind. 250.000 EUR (netto),
(iii) die Lieferung der Server ist nicht langer als 3 Jahre ab Datum der Absendung dieser
Bekanntmachung zurtckliegend. Dabei ist jeweils eine aussagekraftige Kurzbeschreibung des
Auftragsinhalts einzureichen. In der Referenz sind folgende Informationen vollstandig und
eindeutig darzustellen: Name des Auftraggebers, Projektbezeichnung, Ausfihrungszeitraum
Beginn und Ende (Angabe jeweils Monat/Jahr), Name und Kontaktdaten eines
Ansprechpartners beim Auftraggeber des Referenzprojekts (Telefon, Mail). Hierzu ist das
Formular VIl "Unternehmens-Referenz betreffend die Lieferung von Servern" zu verwenden.
Mindestanforderungen: Die unter den Ziff. (i) - (iii) genannten Anforderungen sind
nachzuweisen / einzuhalten. Andernfalls erfolgt ein Ausschluss.

5.1.10. Zuschlagskriterien
Kriterium:
Art: Preis
Bezeichnung: Honorar
Beschreibung: Honorar
Kategorie des Gewicht-Zuschlagskriteriums: Gewichtung (Prozentanteil, genau)
Zuschlagskriterium — Zahl: 100
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5.1.11. Auftragsunterlagen
Sprachen, in denen die Auftragsunterlagen offiziell verfigbar sind: Deutsch
Internetadresse der Auftragsunterlagen: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/ CXP4D6V5PSN
/documents
Ad-hoc-Kommunikationskanal:
URL: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/ CXP4D6V5PSN

5.1.12. Bedingungen fiir die Auftragsvergabe
Bedingungen fir die Einreichung:
Elektronische Einreichung: Erforderlich
Adresse fur die Einreichung: https://www.dtvp.de/Satellite/notice/ CXP4D6V5PSN
Sprachen, in denen Angebote oder Teilnahmeantrage eingereicht werden kénnen: Deutsch
Elektronischer Katalog: Nicht zulassig
Varianten: Nicht zulassig
Die Bieter konnen mehrere Angebote einreichen: Nicht zulassig
Frist fir den Eingang der Angebote: 06/10/2025 12:00:00 (UTC+02:00) Osteuropaische Zeit,
Mitteleuropaische Sommerzeit
Dauer, wahrend der das Angebot gultig bleiben muss: 60 Tage
Informationen, die nach Ablauf der Einreichungsfrist erganzt werden konnen:
Nach Ermessen des Kaufers kdnnen einige fehlenden Bieterunterlagen nach Fristablauf
nachgereicht werden.
Zusatzliche Informationen: Klarstellung: Mit dem vorstehenden Satz "Eine Nachforderung von
Erklarungen, Unterlagen und Nachweisen ist teilweise ausgeschlossen" ist Folgendes
gemeint: Der 6ffentliche Auftraggeber kann den Bieter oder Bieter unter Einhaltung der
Grundsatze der Transparenz und der Gleichbehandlung auffordern, fehlende oder
unvollstandige unternehmensbezogene Unterlagen, insbesondere Eigenerklarungen,
Angaben, Bescheinigungen oder sonstige Nachweise, nachzureichen oder zu vervollstandigen
oder fehlende oder unvollstandige leistungsbezogene Unterlagen nachzureichen oder zu
vervollstandigen (vgl. § 56 Abs. 2 Satz 1 VgV). Die Nachforderung von leistungsbezogenen
Unterlagen, die die Wirtschaftlichkeitsbewertung der Angebote anhand der Zuschlagskriterien
betreffen, ist ausgeschlossen. Dies gilt nicht fur Preisangaben, wenn es sich um
unwesentliche Einzelpositionen handelt, deren Einzelpreise den Gesamtpreis nicht verandern
oder die Wertungsreihenfolge und den Wettbewerb nicht beeintrachtigen (§ 56 Abs. 3 VgV).
Informationen uber die 6ffentliche Angebots6ffnung:
Eréffnungstermin: 06/10/2025 12:00:00 (UTC+02:00) Osteuropaische Zeit, Mitteleuropaische
Sommerzeit
Auftragsbedingungen:
Die Auftragsausfihrung muss im Rahmen von Programmen fur geschutzte
Beschaftigungsverhaltnisse erfolgen: Nein
Elektronische Rechnungsstellung: Erforderlich
Auftrage werden elektronisch erteilt: ja
Zahlungen werden elektronisch geleistet: ja

5.1.15. Techniken
Rahmenvereinbarung:
Keine Rahmenvereinbarung
Informationen tber das dynamische Beschaffungssystem:
Kein dynamisches Beschaffungssystem

5.1.16. Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprifung
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Uberprifungsstelle: Vergabekammer Baden-Wiirttemberg beim Regierungsprasidium
Karlsruhe

Informationen (iber die Uberpriifungsfristen: 1. Etwaige VergabeverstéRe muss der Bieter
/Bieter gemal § 160 Abs. 3 S. 1 Nr. 1 GWB innerhalb von 10 Kalendertagen nach
Kenntnisnahme rtgen. 2. Verstdlie gegen Vergabevorschriften, die aufgrund der
Bekanntmachung erkennbar sind, sind nach § 160 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 GWB spatestens bis zum
Ablauf der in der Bekanntmachung benannten Frist zur Abgabe der Bewerbung oder der
Angebote gegenluber dem Auftraggeber zu rigen. 3. VerstdRe gegen Vergabevorschriften, die
erst in den Vergabeunterlagen erkennbar sind, sind nach § 160 Abs. 3 S. 1 Nr. 3 GWB
spatestens bis zum Ablauf der Frist zur Bewerbungs- oder Angebotsabgabe gegenuber dem
Auftraggeber zu rigen. 4. Ein Vergabenachprufungsantrag ist nach § 160 Abs. 3 S. 1 Nr. 4
GWSB innerhalb von 15 Kalendertagen nach der Mitteilung des Auftraggebers, einer Rige nicht
abhelfen zu wollen, bei der Vergabekammer einzureichen. § 160 Abs. 3 S. 1 GWB gilt nicht
bei einem Antrag auf Feststellung der Unwirksamkeit des Vertrags nach § 135 Abs. 1 Nr. 2
GWB. § 134 Abs. 1 Satz 2 GWB bleibt unberuhrt. GemaR § 134 Abs. 1 GWB haben
offentliche Auftraggeber die Bieter, deren Angebote nicht berlicksichtigt werden sollen, tUber
den Namen des Unternehmens, dessen Angebot angenommen werden soll, Uber die Grinde
der vorgesehenen Nichtbertcksichtigung ihres Angebots und Uber den friihesten Zeitpunkt
des Vertragsschlusses unverzuglich in Textform zu informieren. Dies gilt auch fur Bieter,
denen keine Information Uber die Ablehnung ihrer Bewerbung zur Verfigung gestellt wurde,
bevor die Mitteilung Uber die Zuschlagsentscheidung an die betroffenen Bieter ergangen ist.
Gemald § 134 Abs. 2 GWB darf ein Vertrag erst zehn Kalendertage nach Absendung (per
Telefax, E-Mail oder elektronisch Uber die E-Vergabeplattform) der Information nach 134 Abs.
1 GWB geschlossen werden. Die Frist beginnt am Tag nach der Absendung der Information
durch den Auftraggeber; auf den Tag des Zugangs beim betroffenen Bieter und Bieter kommt
es nicht an. GemafR § 135 Abs. 1 GWB ist ein offentlicher Auftrag von Anfang an unwirksam,
wenn der 6ffentliche Auftraggeber: 1) gegen § 134 GWB verstol3en hat oder 2) den Auftrag
ohne vorherige Veroffentlichung einer Bekanntmachung im Amtsblatt der Europaischen Union
vergeben hat, ohne dass dies aufgrund Gesetzes gestattet ist, und dieser Verstol3 in einem
Nachprufungsverfahren festgestellt worden ist. GemaR § 135 Abs. 2 GWB kann die
Unwirksamkeit nach § 135 Abs. 1 GWB nur festgestellt werden, wenn sie im
Nachprufungsverfahren innerhalb von 30 Kalendertagen nach der Information der betroffenen
Bieter und Bieter durch den &ffentlichen Auftraggeber Uber den Abschluss des Vertrags,
jedoch nicht spater als sechs Monate nach Vertragsschluss geltend gemacht worden ist. Hat
der Auftraggeber die Auftragsvergabe im Amtsblatt der Europaischen Union bekannt gemacht,
endet die Frist zur Geltendmachung der Unwirksamkeit 30 Kalendertage nach
Veroffentlichung der Bekanntmachung der Auftragsvergabe im Amtsblatt der Europaischen
Union.

Organisation, die zusatzliche Informationen Uber das Vergabeverfahren bereitstellt:
Landeskriminalamt Baden-W(rttemberg

Organisation, die Teilnahmeantrage entgegennimmt: Landeskriminalamt Baden-Wurttemberg

8. Organisationen

8.1. ORG-0001
Offizielle Bezeichnung: Landeskriminalamt Baden-Wurttemberg
Registrierungsnummer: Tel.: 07112314
Postanschrift: Taubenheimstr. 85
Stadt: Stuttgart
Postleitzahl: 70372
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Land, Gliederung (NUTS): Stuttgart, Stadtkreis (DE111)

Land: Deutschland

E-Mail: stefan.mager@luther-lawfirm.com

Telefon: +49201922024014

Fax: +492019220110

Profil des Erwerbers: https://www.polizei-bw.de/

Rollen dieser Organisation:

Beschaffer

Organisation, die zusatzliche Informationen Uber das Vergabeverfahren bereitstellt
Organisation, die Teilnahmeantrage entgegennimmt

8.1. ORG-0002
Offizielle Bezeichnung: Vergabekammer Baden-Wirttemberg beim Regierungsprasidium
Karlsruhe
Registrierungsnummer: DE811469974
Stadt: Karlsruhe
Postleitzahl: 76137
Land, Gliederung (NUTS): Karlsruhe, Stadtkreis (DE122)
Land: Deutschland
E-Mail: vergabekammer@rpk.bwl.de
Telefon: +49 721 926-8730
Fax: +49 721 926-3985
Internetadresse: https://rpk.baden-wuerttemberg.de/abt1/referat-15-vergabekammer/
Rollen dieser Organisation:
Uberprifungsstelle

8.1. ORG-0003
Offizielle Bezeichnung: Datenservice Offentlicher Einkauf (in Verantwortung des
Beschaffungsamts des BMI)
Registrierungsnummer: 0204:994-DOEVD-83
Stadt: Bonn
Postleitzahl: 53119
Land, Gliederung (NUTS): Bonn, Kreisfreie Stadt (DEA22)
Land: Deutschland
E-Mail: noreply.esender_hub@bescha.bund.de
Telefon: +49228996100
Rollen dieser Organisation:
TED eSender

Informationen zur Bekanntmachung

Kennung/Fassung der Bekanntmachung: b874ce9d-3bfb-4621-ac84-407a862c1330 - 01
Formulartyp: Wettbewerb

Art der Bekanntmachung: Auftrags- oder Konzessionsbekanntmachung — Standardregelung
Unterart der Bekanntmachung: 16

Datum der Ubermittlung der Bekanntmachung: 05/09/2025 10:22:26 (UTC+02:00)
Osteuropaische Zeit, Mitteleuropaische Sommerzeit

Sprachen, in denen diese Bekanntmachung offiziell verfigbar ist: Deutsch
Veroffentlichungsnummer der Bekanntmachung: 583274-2025

ABI. S — Nummer der Ausgabe: 171/2025

583274-2025 Page 8/9


mailto:stefan.mager@luther-lawfirm.com
https://www.polizei-bw.de/
mailto:vergabekammer@rpk.bwl.de
https://rpk.baden-wuerttemberg.de/abt1/referat-15-vergabekammer/
mailto:noreply.esender_hub@bescha.bund.de

Datum der Veroffentlichung: 08/09/2025

583274-2025 Page 9/9



	1. Beschaffer
	1.1. Beschaffer
	2. Verfahren
	2.1. Verfahren
	2.1.1. Zweck
	2.1.2. Erfüllungsort
	2.1.4. Allgemeine Informationen
	2.1.6. Ausschlussgründe
	5. Los
	5.1. Los: LOT-0001
	5.1.1. Zweck
	5.1.2. Erfüllungsort
	5.1.3. Geschätzte Dauer
	5.1.6. Allgemeine Informationen
	5.1.7. Strategische Auftragsvergabe
	5.1.9. Eignungskriterien
	5.1.10. Zuschlagskriterien
	5.1.11. Auftragsunterlagen
	5.1.12. Bedingungen für die Auftragsvergabe
	5.1.15. Techniken
	5.1.16. Weitere Informationen, Schlichtung und Nachprüfung
	8. Organisationen
	8.1. ORG-0001
	8.1. ORG-0002
	8.1. ORG-0003
	Informationen zur Bekanntmachung

